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Inhalt: Verordnung, betreffend die Organiſation der Disziplinarbehörden für die Lehrer und die Beamten 
an den öffentlichen Unterrichtsanſtalten in den Fürſtenthümern Waldeck und Pyrmont, S. 353. — 
Verordnung, betreffend die den Medizinalbeamten zu gewährende Juhrkoſten⸗Vergütung, S. 354. 
Allerhöchſter Erlaß, betreffend das in $. 32. der Kirchengemeinde - und Synodalordnung vom 
10. September 1873. vorgeſehene Pfarrwahlrecht, S. 355. — Vertrag zwiſchen Seiner Majeftät 
dem Deutſchen Kaiſer, Könige von Preußen und Seiner Hoheit dem Herzoge von Anhalt wegen 
Uebertragung der Leitung der Auseinanderſetzungs⸗Geſchäfte (Separationen und Abloͤſungen) auf die 
Königlich Preußiſchen Auseinanderſetzungs-Behörden, S. 359. — Bekanntmachung der nach dem 
Geſetz vom 10. April 1872. durch die Regierungs- Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, 
Urkunden ꝛc., S. 362. 


(Nr. 8244.) Verordnung, betreffend die Organiſation der Disziplinarbehörden für die Lehrer 
und die Beamten an den öffentlichen Unterrichtsanſtalten in den Fürſten⸗ 
thümern Waldeck und Pyrmont. Vom 2. November 1874. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen in Gemäßheit des zwiſchen Preußen und Waldeck⸗Pyrmont geſchloſ— 
fenen Vertrages vom 18. Juli 1867., betreffend die Uebertragung der Verwaltung 
der Fürſtenthümer Waldeck und Pyrmont an Preußen (Geſetz⸗Samml. für die 
Preußiſchen Staaten 1868. S. 1., Fürſtlich Waldeckiſches Regierungsblatt 1867. 
©. 133.), auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums für das Gebiet der 
genannten Fürſtenthümer, was folgt: 


Artikel J. 

Die Beſtimmungen der Verordnung vom 18. Januar 1869., betreffend 
die Organiſation der Disziplinarbehörden in den Fürſtenthümern Waldeck und 
Pyrmont Halde Samml. für die Preußiſchen Staaten von 1869. S. 209., 
Fürſtlich Waldeckiſches Regierungsblatt von 1869. S. 15.), finden hinſichtlich der 
an den öffentlichen Unterrichtsanſtalten angeſtellten Lehrer und Beamten mit den 
in den nachſtehenden Artikeln II. und III. enthaltenen Maßgaben Anwendung. 


Artikel I. 


In den im Artikel I. der Verordnung vom 18. Januar 1869. bezeichneten 
Fällen tritt an die Stelle der in dem Staatsdienſtgeſetz vom 9. Juli 1855. 
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(Fürſtlich Waldeckiſches Re ierungsblatt S. 191.) angegebenen Behörden, insbe⸗ 
ſondere auch der Ober⸗Schulbehörde und ihres Vorſitzenden, Unſer Provinzial⸗ 
Schulkollegium zu Kaſſel. 

Artikel III. 


Unſer Provinzial⸗Schulkollegium zu Kaſſel bildet das Disziplinargericht 
erſter Inſtanz, inſofern der Beſchuldigte nicht von Uns angeftellt oder beſtätigt iſt. 
Artikel IV. 

Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündigung in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 2. November 1874. 


(L. S.) Wilhelm. 


Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. 
Achenbach. Friedenthal. 


(Nr. 8245.) Verordnung, betreffend die den Medizinalbeamten zu gewährende Fuhrkoſten⸗ 
Vergütung. Vom 4. November 1874. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen auf Grund des F. 12. des Geſetzes vom 24. März 1873., Seife 
die 170 und Reiſekoſten der Staatsbeamten (Geſetz⸗Samml. S. 122), 
was folgt: 

Für einzelne Ortſchaften kann durch den Juſtizminiſter in Gemeinſchaft 
mit dem Finanzminiſter beſtimmt werden, daß den Medizinalbeamten bei den 
an ihrem Wohnorte oder in einer Entfernung von nicht mehr als einer Fünftel⸗ 
meile von demſelben auf Veranlaſſung einer Gerichtsbehörde oder eines Beamten 
der Staatsanwaltſchaft vorzunehmenden Geſchäften die verauslagten Fuhrkoſten 
zu erſtatten ſind. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen. Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 4. November 1874. 


(L. S.) Wilhelm. 


Camphauſen. Leonhardt. 
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(Nr. 8246.) Allerhöchſter Erlaß vom 2. Dezember 1874., betreffend das in F. 32. der 
Kirchengemeinde- und Synodalordnung vom 10. September 1873. vor- 
geſehene Pfarrwahlrecht. 


Ar den von dem Evangelifchen Ober⸗Kirchenrath im Einverſtändniß mit dem 
Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal⸗ Angelegenheiten erſtatteten 
Bericht vom 25. November d. J. habe Ich die anliegende Verordnung zur 
Ausführung des $. 32. der Kirchengemeinde⸗ und Synodalordnung vom 10. Sep⸗ 
tember 1873. heut vollzogen. Gleichzeitig beſtimme Ich, daß die in $. 3. dieſer 
Verordnun feſtgeſetzte Beſchränkung auch in denjenigen Fällen zu beobachten 
iſt, in welchen die Kirchenbehörde in Gemäßheit des §. 32. Nr. 2. Abſ. 1. der 
Kirchengemeinde» und Synodalordnung den Pfarrer ohne Konkurrenz einer Ge— 
meindewahl beruft. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Gejeß- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 2. Dezember 1874. 


Wilhelm. 
Falk. 


An den Minifter der geiſtlichen, Unterrichts. und Medizinal⸗ 
Angelegenheiten und den Evangeliſchen Ober⸗Kirchenrath. 


Verordnung 
zur 


Ausführung des $. 32. Nr. 2. der Kirchengemeinde⸗ und Synodal⸗ 
ordnung vom 10. September 1873. 


Vom 2. Dezember 1874. 


Se Ausführung der Beſtimmung des §. 32. Nr. 2. der Kirchengemeinde⸗ und 
Synodalordnung vom 10. September 1873. (Geſetz⸗Samml. S. 417.) verordne 
Ich für den Geltungsbereich derſelben, was folgt: 
Sl, 

Das nach §. 32. Nr. 2. der Kirchengemeinde: und Synodalordnung vom 
10. September 1873. den Gemeinden verliehene Pfarrwahlrecht findet Anwen⸗ 
Su auf jede bei der betreffenden Kirchengemeinde beſtehende fundirte geiſtliche 
Stelle, deren freie Beſetzung dem Kirchenregiment ohne Mitwirkung einer 
anderen Behörde oder eines anderen Berechtigten zuſteht 
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Die Ernennung eines Pfarradjunkten mit dem Rechte der Nachfolge gilt 
als definitive Beſetzung. 

Ausgeſchloſſen von der Beſetzung durch Gemeindewahl find diejenigen geiſt⸗ 
lichen Stellen, welche mit einem anderen, nicht derſelben Parochie oder Geſammt⸗ 
Parochie (Kirchengemeinde-Ordnung $. 2. Abſ. 2.) angehörenden geiſtlichen Amte 
dauernd verbunden ſind. 

§. 2. 

Sobald durch den Gemeinde⸗Kirchenrath die Erledigung der Pfarrſtelle 
angezeigt worden iſt, hat das Konſiſtorium die Erledigung mit dem Bemerken 
öffentlich bekannt zu machen, daß die Wiederbeſetzung durch Gemeindewahl nach 
Maßgabe dieſer Verordnung erfolgt. 


$. 3. 

Die vereinigten Gemeinde⸗Organe (§. 29. der 0 i Ne 
können bei Ausübung des ihnen beigelegten Wahlrechts die Auswahl auf alle 
für die Verwaltung des geiſtlichen Amts in der evangeliſchen Landeskirche qua- 
lifizirte Perſonen richten, jedoch mit der Beſchränkung, daß in Pfarrſtellen, deren 
Jahreseinkommen, ausſchließlich der . „ zwölfhundert 
Thaler überſteigt, nur Geiſtliche von mindeſtens zehn Dientiahren „in Pfarr⸗ 
ſtellen, deren Jahreseinkommen, ausſchließlich der Dienſtwohnungs-Nutzung, 
achtzehnhundert Thaler überſteigt, nur ſolche von mindeſtens fünfzehn Dienft 
jahren gewählt werden dürfen. 

Das Dienftalter ift vom Zeitpunkt der Ordination ab zu berechnen, jedoch 
iſt diejenige Zeit, während welcher ein Geiſtlicher im Schulamte feſt angeſtellt 
geweſen iſt, auf das kirchliche Dienſtalter mit in Anrechnung zu bringen. 

Iſt die Höhe des Jahreseinkommens zweifelhaft, ſo ſtellt das Konſiſtorium, 
nach Anhörung der Gemeindevertretung, den Ertrag der Stelle feſt. 


$. 4. 
Die Bewerbung iſt ſchriftlich bei dem Konſiſtorium oder bei dem Gemeinde— 


Kirchenrathe anzubringen. Die bei dem Konſiſtorium eingegangenen Meldungen 
find dem Gemeinde ⸗Kirchenrathe zu überſenden. 


§. 5. 

Der Gemeinde⸗Kirchenrath hat alle zu einer guten Wahl erforderlichen 
Vorbereitungen zu treffen. 

Sowohl die vereinigten Gemeinde-Organe, als auch der Gemeinde» Kirchen- 
rath für ſich können verlangen, daß die zur Beſetzung der Stelle in Ausſicht 
genommenen Geiſtlichen in den Kirchen des Gemeindebezirks predigen; von den 
Kandidaten des Predigtamts kann auch eine Katechiſation verlangt werden. Die 
Wahl iſt nicht auf diejenigen beſchränkt, welche eine Predigt oder Katechiſation 
gehalten haben. . 

Der Gemeinde⸗Kirchenrath iſt in Vereinigung mit der Gemeindevertretung 
berechtigt, Mitglieder der Gemeinde an den Wohnort des Bewerbers zu ſenden, 
um ihn predigen zu hören und Erkundigungen über ihn einzuziehen. 8 6 
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$. 6. 


Der Superintendent beſtimmt im Einverſtändniß mit dem Gemeinde⸗ 
Kirchenrath den Wahltermin mit einer Friſt nicht unter zwei Wochen und leitet 
die Wahlverhandlung. 5 7 


Die Wahl erfolgt mittelſt ſchriftlicher Stimmzettel. Wird bei der erſten 
Wahl die abſolute Mehrheit nicht erreicht, ſo findet eine engere Wahl zwiſchen 
denjenigen Drei ſtatt, welche die meiſten Stimmen auf ſich vereinigt haben. 
Ergiebt auch dieſe Wahl eine abſolute Mehrheit nicht, ſo ſcheidet bei der ferneren 
Wahl derjenige aus, welcher die mindeſte Stimmenzahl erhalten hat. 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet überall das Loos. Stimmen Abweſender 
dürfen nicht zugelaſſen werden. 

Erörterungen über die zur Wahl ſtehenden Perſonen ſind verboten. 

Im 1 n finden die Wahlvorſchriften der Kirchengemeinde» und Synodal⸗ 
ordnung vom 10. September 1873. entſprechende Anwendung. 

Sofort nach beendigter Wahl prüft der Gemeinde⸗Kirchenrath unter Vorſitz 
des Superintendenten die Ordnungsmäßigkeit der Wahlhandlung. 


$. 8. 

Das Ergebniß der Wahl iſt der Gemeinde in den beiden nächſtfolgenden 
ſonntäglichen Hauptgottesdienſten in allen Kirchen der Parochie von der Kanzel 
bekannt zu machen. ; 

Innerhalb zwei Wochen nach der erſten Bekanntmachung kann jedes Ge⸗ 
meindeglied gegen Lehre, Gaben und Wandel des Gewählten und gegen die 
Geſetzlichkeit der Wahl bei dem Superintendenten Einſpruch erheben. 

Wegen der Entſcheidung über den Einſpruch verbleibt es bis zur ander⸗ 
weitigen ſtaatsgeſetzlichen Regelung der über die Kreis- und Provinzial⸗Synoden 
in der Synodalordnung vom 10. September 1873. enthaltenen Beſtimmungen 
bei der bisherigen Zuſtändigkeit der Konſiſtorien und des Evangeliſchen Ober⸗ 
Kirchenraths, mit der Maßgabe, daß bei den Entſcheidungen über Einſprüche 
gegen die Lehre von dem Konſiſtorium die Mitglieder des Provinzial⸗Synodal⸗ 
vorſtandes mit vollem Stimmrecht (efr. Kirchengemeinde und Synodalordnung 
§. 68. Nr. 6.) als außerordentliche Mitglieder zuzuziehen ſind. 

„Ueber Einwendungen aus der Gemeinde gegen Gaben und Wandel des 
Gewählten, ſowie über Einwendungen einer Zweidrittelmehrheit der Gemeinde— 
glieder iſt von dem Konſiſtorium vor der Entſcheidung der Kreis⸗Synodal⸗ 
vorſtand zu hören. 

§. 9. 


‚Der Gewählte erhält von dem Gemeinde -Kirchenrath eine ſchriftliche Be⸗ 
nachrichtigung über ſeine Wahl, in welcher das Dienſteinkommen der Stelle 
angegeben ſein muß. 

Der Gewählte hat ſich innerhalb vier Wochen nach Zuſtellung der Be⸗ 
nachrichtigung über die Annahme der Wabl zu erklären. 

Lehnt er ab, oder erklärt er ſich nicht, ſo iſt innerhalb ſechs Wochen zu 
einer Neuwahl zu ſchreiten. 
(Nr. 8246.) $. 10. 


a 


$. 10. 


Der Gemeinde⸗Kirchenrath hat, nachdem der Gewählte angenommen hat, 
die Wahlverhandlungen durch den Superintendenten dem Konſiſtorium zur Be⸗ 
rufung des Gewählten einzureichen. 

Die Berufung darf nur verſagt werden: 

1) wegen Geſetzwidrigkeit des Wahlverfahrens, 

2) wegen Mangels der geſetzlichen Wählbarkeit des Gewählten, 

3) wegen Verletzung der Vorſchriften des $. 3. dieſer Verordnung, 

4) wegen geiſtiger oder körperlicher Unfähigkeit des Gewählten, das Amt zu 

verwalten. u 


Die Koften des Wahlverfahrens fallen der Gemeinde zur Laſt. Es iſt 
zuläſſig, dieſe Koſten aus der Kirchenkaſſe zu beſtreiten. 


. 12. 


Das Wahlrecht der Gemeinde tritt in Wirkſamkeit für die vom 1. Januar 
1875. ab eintretenden Stellenerledigungen. 

Fällt die erſte von dieſem Tage ab durch Tod eintretende Stellenerledigung 
in einen ungeraden Monat, ſo wählt die Gemeinde, wenn auf einen geraden 
Monat, ſo beruft die Kirchenbehörde ohne Gemeindewahl. 

Erfolgt die erſte Erledigung vom 1. Januar 1875. ab auf andere Weiſe 
als durch den Tod des Stelleninhabers, ſo wählt die Gemeinde. 

Wird von dem 1. Januar 1875. ab eine neue Stelle beſetzt, ſo beruft die 
Kirchenbehörde ohne Gemeindewahl. 

Jede Beſetzung gilt erſt mit Einführung des Geiſtlichen in das Amt als 
vollendet. 8 ir 


Das Konſiſtorium kann eine angemeffene Friſt zur Vornahme der Wahl 
anordnen. Wird die Friſt nicht inne gehalten, ſo erliſcht das Wahlrecht der 
Gemeinde für dieſen Fall. N 

Eine Verlängerung der Friſt iſt zuläſſig. 


0 Gegenwärtige Verordnung iſt durch die Geſetz⸗Sammlung bekannt zu 
machen. 


Berlin, den 2. Dezember 1874. 
Wilhelm. 
Falk. 


(Nr. 8247.) 
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(Nr. 8247.) Vertrag zwiſchen Seiner Majeſtät dem Deutſchen Kaiſer, Könige von Preußen 
und Seiner Hoheit dem Herzoge von Anhalt wegen Uebertragung der 
Leitung der Auseinanderſetzungs⸗Geſchäfte (Separationen und Ablöſungen) 
auf die Königlich Preußiſchen Auseinanderſetzungs⸗Behörden. Vom 18, Sep⸗ 
tember 1874. 


N. oben Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen, dem 
Wunſche Seiner Hoheit des Herzogs von Anhalt mit Bereitwilligkeit entgegen⸗ 
gekommen ſind, die Leitung der Auseinanderſetzungs⸗Geſchäfte im Herzogthum 
Anhalt den Königlich Preußiſchen N zu übertragen, 
ſind zur Feſtſtellung der hierbei erforderlichen näheren Beſtimmungen 


Königlich Preußiſcher Seits: 
der Geheime Ober-Regierungsrath Haack und 
der Regierungsrath Helmke, 
und 


Herzoglich Anhaltiſcher Seits: 
der Geheime Regierungsrath Bartels 


zuſammengetreten und haben unter Vorbehalt der Ratifikation folgenden Ver⸗ 
trag geſchloſſen. 
Artikel 1. 


Die Leitung der Separationen und Ablöſungen, ſowie die Entſcheidung 
der dabei vorkommenden Streitigkeiten ſoll in dem Herzogthum Anhalt durch 
die für die Provinz Sachſen dazu berufenen Königlich reußiſchen Behörden, 
un Zeit die Königliche Generalkommiſſion zu Merſeburg und das Reviſions⸗ 
ollegium für Landeskulturſachen in Berlin, ſowie in den dazu geeigneten Fällen 
das Ober⸗Tribunal in Berlin erfolgen. 


Artikel 2. 


Dem Verfahren und den Entſcheidungen ſollen die im Herzogthum Anhalt 
geltenden, beziehungsweiſe noch zu erlaſſenden Geſetze und Verordnungen zum 
Grunde gelegt werden. 


Artikel 3. 


„Die durch die Herzoglich Anhaltiſchen Geſetze und Verordnungen der bis⸗ 
herigen Herzoglich Anhaltiſchen Generalkommiſſion und den von dieſer beſtellten 
Spezialkommiſſarien beigelegten Befugniſſe und Pflichten gehen auf die betref⸗ 
fende Königlich Preußiſche Generulkonnn fon und die von dieſer zu beſtellenden 
Spezialkommiſſionen über. Insbeſondere hat die Königlich Preußiſche General⸗ 
fommiflion auch über alle Beamte der Spezialkommiſſtonen, ohne Unterfchied, 
ob dieſelben Königlich Preußiſche oder Herzoglich Anhaltiſche ſind, die geſchäft⸗ 
liche Disziplin zu führen. 

(Nr. 8247.) Art, 
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Artikel 4. 

Die richterlichen Entſcheidungen der Königlich Preußiſchen Behörden in 
den im Herzogthum Anhalt vorkommenden Auseinanderſetzungsſachen ergehen 
unter der Formel: 

In Gemäßheit des zwiſchen Seiner Majeſtät dem Deutſchen Kaiſer, 

Könige von Preußen und Seiner Hoheit dem Herzoge von Anhalt 

geſchloſſenen Staatsvertrages vom 18. September 1874. 


Artikel 5. 


Das Herzoglich Anhaltiſche Staatsminiſterium ift befugt, von der betref⸗ 
fenden Königlich Preußiſchen Generalkommiſſion über die Lage der einzelnen 
Auseinanderſetzungsſachen jederzeit Auskunft zu erfordern. Für den Fall, daß 
das Herzogliche Staatsminiſterium in einzelnen das landespolizeiliche Intereſſe 
berührenden Punkten der betreffenden Generalkommiſſion beſtimmte Anweiſungen 
zu ertheilen hätte, wird daſſelbe mit dem Königlich Preußiſchen Miniſterium für 
die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten in Kommunikation treten, durch welches 
letztere dann die Beſcheidung der Generalkommiſſion erfolgt. 

Auch in allen auf die Disziplin der Behörde oder der einzelnen Beamten 
Bezug habenden Fällen wird ſich das Herzogliche Staatsminiſterum an das 
gedachte Königliche Miniſterium wenden, ſofern daſſelbe nicht vorziehen ſollte, 
ſich dieſerhalb zuvörderſt unmittelbar mit der Auseinanderſetzungs-Behörde zu 


verſtändigen. 
Artikel 6. 


Statt der bisherigen im Herzogthum Anhalt geltenden Geſetze und Ver⸗ 
ordnungen wegen der in Auseinanderſetzungsſachen von den Parteien an die 
Auseinanderſetzungs⸗Behörden zu entrichtenden Koſten, ſowie wegen der Remus 
nerirung der Kommiſſarien, Feldmeſſer, Sachverſtändigen dc. ſollen die für die 
Provinz Sachſen wegen der gedachten Koſten und reſp. Remunerirung jetzt gel- 
tenden Vorſchriften auch bei den im Herzogthum Anhalt vorkommenden, in Ar⸗ 
tikel 1. bezeichneten Geſchäften Anwendung finden. 


Artikel 7. 

Seine Hoheit der Herzog von Anhalt verpflichtet Sich, zu den General⸗ 
koſten der Königlich Preußiſchen Auseinanderſetzungs⸗Behörden, welche aus der 
Königlich Preußiſchen Staatskaſſe gewährt werden, an dieſe einen angemeſſenen 
eee zu zahlen. 

ieſer Beitrag wird für die nächſten fünf Jahre auf die Summe von 
Eintauſend fünfhundert Thalern jährlich feſtgeſtellt und bleibt für die weitere 
Folgezeit beſonderer Verabredung vorbehalten. 


Artikel 8. 
Die Ausführung dieſes Vertrages erfolgt mit dem 1. Januar 1875. 
Von dem Vertrage zurückzutreten foll ſowohl Seiner Majeſtät dem Deutſchen 
Kaiſer, Könige von Preußen, als Seiner Hoheit dem Herzoge von Anhalt 15 
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Ablauf von fünf Jahren, und von da ab jederzeit nach einjähriger Kündigung 
freiſtehen. Eine gleiche Kündigung ſoll Seiner Majeſtät dem Deutſchen Kaiſer, 
Könige von Preußen innerhalb der vertragsmäßigen Zeit von fünf Jahren frei⸗ 
ſtehen, wenn an der hinſichtlich der Auseinanderſetzungen im Sergoathum Anhalt 
jetzt beſtehenden materiellen Geſetzgebung etwas geändert werden ſollte. 


Artikel 9. 


Gegenwärtiger Vertrag ſoll unverzüglich zur landesherrlichen Ratifikation 
vorgelegt und die Auswechſelung der Ratifikations⸗Urkunden möglichſt bald in 
Berlin bewirkt werden. 


Berlin, den 18. September 1874. 


(. 8.) Wilhelm Ludwig Haack. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm Richard Helmke. 
(L. S.) Carl Guſtav Eduard Bartels. 


Der vorſtehende Vertrag iſt ratiſtzirt und die Auswechſelung der Ratifikations⸗ 
Urkunden bewirkt worden. 


Jahrgang 1874. (Nr. 8247.) 25 54 Be⸗ 


Be 


N Bekanntmachung. 


Nag Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872. (Geſetz-Samml. S. 357.) 
ſind bekannt gemacht: 


1) die Allerhöchſte Konzeſſions-Urkunde vom 13. März 1874., betreffend den 
Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Wellesweiler zum Anſchluß an 
die von der Saarbrücker Staatsbahn 1 Zechenbahn nach der 
Grube König bei Neunkirchen durch die Pfälziſche Ludwigsbahn-⸗Geſell⸗ 
ſchaft, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 46. 
S. 227. bis 229., ausgegeben den 12. November 1874. 


2) der Allerhöchſte Erlaß vom 10. September 1874., betreffend die Ver⸗ 
leihung des Enteignungsrechts an den Kreis Salzwedel für den chauſſee⸗ 
mäßigen Ausbau der Wegeſtrecke vom Bahnhofe der Stendal⸗Salzwedel⸗ 
Uelzener Eiſenbahn bei Klein⸗Grabenſtedt bis si Dumme⸗Fluß an der 
Kreisgrenze in der Richtung auf Bergen a. D., durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Magdeburg Nr. 43. S. 345., ausgegeben den 
24. Oktober 1874. | 


3) das Allerhöchſte pe vom 19. September 1874. wegen eventueller 
Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Obligationen der Stadt Liſſa zum 
Betrage von 150,000 Mark . durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Poſen Nr. 44. S. 373. bis 375., ausgegeben den 
29. Oktober 1874.) 


4) der Allerhöchſte Erlaß vom 23. September 1874. betreffend die Ver⸗ 
Eu des Enteignungsrechts und der fiskaliſchen Vorrechte an den Kreis 
Toſt⸗Gleiwitz für den Bau und die Unterhaltung der Kreis⸗Chauſſeen: 
1) von Toſt nach Kolonie Radun, 2) von Peiskretſcham nach Brynnek, 
3) von der Hebeſtelle bei Lohnia nach Blottnitz, 4) von Boniowitz nach 
Schalſcha, 5) von Gleiwitz nach Rudzinitz und 9 von Kottliſchowitz 
nach Langendorf, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Oppeln 
Nr. 45. S. 321., ausgegeben den 6. November 1874. 


5) das Allerhöchſte Privilegium vom 23. September 1874. wegen Aus- 
dc auf den Inhaber lautender Kreisobligationen II. Emiſſion des 
Toſt⸗Gleiwitzer Kreiſes im Betrage von 400,000 Thalern durch das 
Amtsblatt der 6 5 Regierung zu Oppeln Nr. 45. S. 321. bis 323., 
ausgegeben den 6. November 1874.) 


6) das Allerhöchſte Privilegium vom 28. September 1874. wegen Ausgabe 
auf jeden Inhaber lautender Obligationen der Stadt Grabow a. d. O. 
zum Betrage von 60,000 Mark Reichswährung durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Stettin Nr. 45. S. 307. bis 309., ausgegeben 
den 6. November 1874., 

7) das 
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7) das Allerhöchſte Privilegium vom 28. September 1874. wegen Ausgabe 
auf den Inhaber lautender Obligationen der Stadt Nordhauſen zum Be⸗ 
trage von 1,500,000 Mark Reichswährung durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Erfurt Nr. 47. S. 222. bis 224., ausgegeben den 
14. November 1874. 


8) das Allerhöchſte Privilegium vom 2. Oktober 1874. wegen Ausgabe auf 
jeden Inhaber lautender Anleihe-Scheine der Stadt Berlin zum Be: 
trage von 24,000,000 Mark Reichswährung durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Potsdam Nr. 46. S. 355. bis 357., ausgegeben 
den 13. November 1874., 


9) das am 14. Oktober 1874. Allerhöchſt vollzogene Statut für den Ver⸗ 
band der Thiene⸗Rieſter Auewieſen in den Aemtern Berſenbrück und 
Vörden durch das Amtsblatt für Hannover Nr. 47. S. 385. bis 387., 
ausgegeben den 6. November 1874. 


10) das Allerhöchſte Privilegium vom 14. Oktober 1874. wegen Emiſſion 
von Prioritäts⸗Obligationen der Halle⸗Sorau⸗Gubener Eiſenbahngeſell— 
ſchaft bis zum Betrage von 6,495,000 Mark Reichswährung durch die 
Amtsblätter 


der Königl. Regierung zu Potsdam Nr. 46. S. 362. bis 365., 
ausgegeben den 13. November 1874., 


der Königl. Regierung zu Merſeburg Nr. 45. S. 241. bis 244., 
ausgegeben den 7. November 1874., 


der König, Regierung zu Frankfurt a. d. O. Nr. 46. S. 268. 
bis 271., ausgegeben den 18. November 1874. i 


11) die Allerhöchſte Konzeſſions- Urkunde vom 16. Oktober 1874., betreffend 
den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Elſterwerda nach der Preußiſch⸗ 
Sächſiſchen Ee in der Richtung auf Rieſa durch die Leipzig⸗ 
Dresdener Eiſenbahn⸗Kompagnie, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung 1 Merſeburg Nr. 47. S. 255. bis 257., ausgegeben den 
21. November 1874.; 


12) das Allerhöchſte Privilegium vom 19. Oktober 1874. wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Kreisobligationen des Soldiner Kreiſes 
III. Emiſſton im Betrage von 428,700 Reichsmark durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Frankfurt a. d. O. Nr. 46. S. 271. bis 273., 
ausgegeben den 18. November 1874., 


13) das am 21. Oktober 1874. Allerhöchſt vollzogene Statut der Willkoſchen⸗ 
Kulligkehmer a e durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Gumbinnen Nr. 46. S. 601. bis 603., ausgegeben 
den 18. November 1874. 

14) der 
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herzoglich Oldenburgiſchen Regierung verliehene Enteignungsrecht bezügl 
n den 15 den Bau Ba Betrieb Re Gotomotip- Eisenbahn ment [ren 
Preußiſchen Gebietes von Ihrhove nach Neue Schanz erforderlichen Grun ⸗ 
ſtücke, durch das Amtsblatt für Hannover Nr. 47. S. 388., ausgegeben 
den 6. November 1874. 


15) das am 9. November 1874. Allerhöchſt se Statut für den Ver⸗ 
band „Berſenbrücker Wieſen“ im Kreiſe Berſenbrück durch das Amtsblatt 
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für Hannover Nr. 51. S. 421. bis 426., ausgegeben den 27. No- 
vember 1874. 1 
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